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Vortrag an den Ministerrat 

Bundesgesetz zur Durchführung von Verpflichtungen aus dem Protokoll von 
Nagoya sowie der Verordnung (EU) Nr. 511/2014 

Das Übereinkommen über die biologische Vielfalt (CBD) wurde von Österreich am 05.06.1992 in 

Rio de Janeiro unterzeichnet und am 18.08.1994 ratifiziert (BGBl. Nr. 23/95). Das Protokoll von 

Nagoya über den Zugang zu genetischen Ressourcen und die ausgewogene und gerechte Auf-

teilung der sich aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteile zum Übereinkommen über die biologi-

sche Vielfalt („Protokoll von Nagoya“) wurde am 29.10.2010 in Nagoya, Japan, angenommen 

und von Österreich am 23.06.2011 unterzeichnet. Das Protokoll ist am 12.10.2014 in Kraft ge-

treten. Aktuell haben 114 Vertragsparteien einschließlich der Europäischen Union das Protokoll 

ratifiziert. Österreich hat das Protokoll am 16.08.2018 ratifiziert (BGBl. III Nr. 135/2018). Der An-

nahme des Protokolls ging ein langjähriger Verhandlungsprozess im Rahmen der CBD voraus. 

Das Protokoll von Nagoya verfolgt die Umsetzung des dritten Ziels der CBD (neben der Erhal-

tung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt), nämlich „die ausgewogene und ge-

rechte Aufteilung der sich aus der Nutzung der genetischen Ressourcen ergebenden Vorteile, 

insbesondere durch angemessenen Zugang zu genetischen Ressourcen und angemessene 

Weitergabe der einschlägigen Technologien unter Berücksichtigung aller Rechte an diesen 

Ressourcen und Technologien sowie durch angemessene Finanzierung.“ 

Um eine einheitliche Umsetzung von Verpflichtungen aus dem Protokoll von Nagoya in der 

Union zu ermöglichen, wurde eine eigene Verordnung erlassen, nämlich die Verordnung (EU) 

Nr. 511/2014 über Maßnahmen für die Nutzer zur Einhaltung der Vorschriften des Protokolls 

von Nagoya über den Zugang zu genetischen Ressourcen und die ausgewogene und gerechte 

Aufteilung der sich aus ihrer Nutzung ergebenden Vorteile in der Union, ABl. Nr. L 150 vom 

20.05.2014 S. 59. (Die Verordnung wurde in der deutschen Sprachfassung in ABl. Nr. L 144 vom 

07.06.2017 S. 38 in einem Punkt betreffend Erwägungsgrund 20 berichtigt.) Die Verordnung 

sieht in Art. 6 Abs. 1 vor, dass jeder Mitgliedstaat eine oder mehrere zuständige Behörden zu 

benennen hat, die für die Anwendung der Verordnung verantwortlich ist oder sind. Weiters 

sieht die Verordnung in Art. 11 vor, dass jeder Mitgliedstaat Sanktionen für Verstöße gegen die 

Verordnung vorzusehen hat; diese sollen „wirksam, verhältnismäßig und abschreckend“ sein 
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und sind der Europäischen Kommission zu melden. Die Verordnung (EU) Nr. 511/2014 bedarf 

daher in diesen Punkten einer zwingenden innerstaatlichen Umsetzung. 

Mit dem vorliegenden Entwurf des Bundesgesetzes zur Durchführung von Verpflichtungen aus 

dem Protokoll von Nagoya sowie der Verordnung (EU) Nr. 511/2014 wird  

1. die Bundesministerin für Nachhaltigkeit und Tourismus als zuständige Behörde festgelegt. 

Sie kann sich in Erfüllung ihrer Aufgaben des Umweltbundesamtes bedienen und Durchfüh-

rungsrechtsakte erlassen. 

2. Es werden Strafen definiert. Nutzer im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 511/2014 haben der 

zuständigen Behörde auf Verlangen entsprechende Auskünfte zu erteilen, da ansonsten der 

Tatbestand der Verwaltungsübertretung eintritt. 

3. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesministerin für Nachhaltigkeit und 

Tourismus betraut. 

4. Dieses Bundesgesetz tritt am Tag nach der Kundmachung im Bundesgesetzblatt in Kraft. 

Ich stelle daher den 

Antrag, 

die Bundesregierung wolle den Entwurf eines Bundesgesetzes zur Durchführung von Verpflich-

tungen aus dem Protokoll von Nagoya sowie der Verordnung (EU) Nr. 511/2014 samt Erläute-

rungen und Wirkungsfolgenabschätzung dem Nationalrat zur verfassungsgemäßen Behand-

lung zuleiten. 

14. März 2019 

Elisabeth Köstinger 

Bundesministerin 
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